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der Länder Nordrhein-Westfalen, Bremen

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Innenentwicklung in 
den Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des 
Städtebaurechts

Punkt 47 der 900. Sitzung des Bundesrates am 21. September 2012

Der Bundesrat möge anstelle der Ziffer 13 in der Drucksache 474/1/12 beschließen, 

zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt 

Stellung zu nehmen:

Zu Artikel 1 Nummer 15 Buchstabe a (§ 35 Absatz 1 Nummer 7 BauGB)

In Artikel 1 Nummer 15 ist Buchstabe a wie folgt zu fassen:

'a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 4 … <weiter wie Gesetzentwurf>.

bb) Nummer 7 wird wie folgt gefasst:

"7. der Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken, der Er-

forschung für Sicherheit, Endlagerung und Rückbau oder der 

Entsorgung radioaktiver Abfälle dient, mit Ausnahme der Neuer-

richtung von Anlagen zur Spaltung von Kernbrennstoffen zur gewerb-
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lichen Erzeugung von Elektrizität sowie der Neuerrichtung oder 

Erweiterung von Anlagen, die an der Erzeugung oder Aufarbeitung von 

Kernbrennstoffen beteiligt sind, oder" '

Begründung:

Nach den Vorfällen in Fukushima Daiichi ist durch die Dreizehnte Novelle des 
Atomgesetzes aus dem Sommer 2011 nunmehr der endgültige Ausstieg aus der 
gewerblichen Nutzung der Kernenergie zur Elektrizitätserzeugung bis Ende 
2022 - im parteiübergreifenden politischen Konsens - beschlossen worden.

Nach der aktuellen Fassung des § 35 Absatz 1 Nummer 7 BauGB erfährt die 
Neuerrichtung von Kernenergieanlagen, die der Erforschung, Entwicklung und 
Nutzung von Kernenergie dienen, eine Privilegierung. Diese Privilegierung 
wird bisher lediglich dahingehend eingeschränkt, dass hiervon die 
Neuerrichtung von Anlagen zur Spaltung von Kernbrennstoffen zur 
gewerblichen Erzeugung von Elektrizität ausgeschlossen ist.

Mit dem Ende der gewerblichen Nutzung von Kernenergie zur Elektrizitäts-
erzeugung entfällt der Bedarf an Kernbrennstoffen und damit die Notwen-
digkeit, Anlagen zur Erforschung oder Entwicklung von Kernenergietechnik 
oder zur Erzeugung oder Aufarbeitung von Kernbrennstoffen zu betreiben 
(davon unberührt bleibt die weitere Erforschung für die Sicherheit, die 
Endlagerung und den Rückbau). Ein weitergehendes gesamtgesellschaftl-
iches Interesse daran besteht nicht. Der Weiterbetrieb solcher Anlagen mit 
erheblichem Gefährdungspotential lediglich für Exportzwecke ist abzulehnen. 
In diesem Zusammenhang sollten auch Anlagen zur Wiederaufarbeitung von 
Kernbrennstoffen von der baurechtlichen Privilegierung ausgenommen 
werden, da diese nach dem Atomgesetz bereits zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht mehr genehmigungsfähig sind.


